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1. Kein Schadensersatz bei bloßem Verstoß gegen die DSGVO

Nach einem Urteil des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) v. 4.5.2023 be-
gründet der bloße Verstoß gegen die DSGVO keinen Schadensersatzanspruch. 
Der EuGH stellt als Erstes fest, dass der in der DSGVO vorgesehene Schadens- 
ersatzanspruch eindeutig an drei kumulative Voraussetzungen geknüpft ist: 

‣ einen Verstoß gegen die DSGVO, 
‣ �einen materiellen oder immateriellen Schaden, der aus diesem Verstoß 

resultiert und 
‣ einen Kausalzusammenhang zwischen dem Schaden und dem Verstoß.

Demnach eröffnet nicht jeder Verstoß gegen die DSGVO für sich genommen 
den Schadensersatz-anspruch.

Zweitens führte der EuGH aus, dass der Schadensersatzanspruch nicht auf 
immaterielle Schäden beschränkt ist, die eine gewisse Erheblichkeit erreichen. 
Als Drittes und Letztes stellt der EuGH fest, dass die DSGVO keine Regeln für 
die Bemessung des Schadensersatzes enthält. Daher sind die Festlegung der 
Kriterien für die Ermittlung des Umfangs des in diesem Rahmen geschul- 
deten Schadensersatzes Aufgabe der Rechtsordnung des einzelnen Mitglied-
staats, wobei der Äquivalenz- und der Effektivitätsgrundsatz zu beachten 
sind. In diesem Zusammenhang betonten die Richter des EuGH die Ausgleichs- 
funktion des in der DSGVO vorgesehenen Schadensersatzanspruchs und wiesen 
darauf hin, dass dieses Instrument einen vollständigen und wirksamen 
Schadensersatz für den erlittenen Schaden sicherstellen soll.

In dem vom EuGH entschiedenen Fall sammelte die Österreichische Post ab 
dem Jahr 2017 Informationen über die politischen Affinitäten der öster-
reichischen Bevölkerung. Mit Hilfe eines Algorithmus definierte sie anhand 
sozialer und demografischer Merkmale „Zielgruppenadressen“. Nun forderte 
ein Mann von der österreichischen Post Entschädigung für einen immateriellen 
Schaden in Höhe von 1.000 €, da ihm dadurch eine besondere Affinität zu 
der fraglichen Partei zugeschrieben worden sei, und er ein großes Ärgernis 
und einen Vertrauensverlust sowie ein Gefühl der Bloßstellung verspürte.

2. Keine Befreiung vom Rundfunkbeitrag

Einwände gegen die Qualität der öffentlich-rechtlichen Programminhalte 
sowie andere Fragen der Programm- und Meinungsvielfalt können die Erhebung 
des Rundfunkbeitrags nicht in Frage stellen, entschied der Bayerische 
Verwaltungsgerichtshof. Ziel des Rundfunkbeitrags ist es, eine staatsferne 
bedarfsgerechte Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks sicher-
zustellen. Der Rundfunkbeitrag wird ausschließlich als Gegenleistung für die 
Möglichkeit des Rundfunkempfangs erhoben.
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3. Kaufpreisminderung trotz Nachbesserung

Der Käufer einer mangelhaften Sache kann von dem Verkäufer in Ausübung 
seines Wahlrechts (Beseitigung des Mangels oder Lieferung einer mangelfreien 
Sache) auch dann Nachbesserung verlangen, wenn feststeht, dass der Mangel 
durch die Nachbesserung nicht vollständig beseitigt werden kann („Aus-
besserungsanspruch“). Entscheidet er sich für diese Variante, kann er zusätzlich 
den Kaufpreis in dem Umfang mindern, in dem der Wert der Kaufsache 
wegen des verbliebenen Mangels gegenüber dem Wert einer mangelfreien 
Sache herabgesetzt ist.

Der Verkäufer kann das Nachbesserungs- und Minderungsverlangen zurück-
weisen und den Käufer auf die (mögliche) Nachlieferung verweisen, wenn 
die verlangte „Ausbesserung“ unter Berücksichtigung der zusätzlichen Kauf-
preisminderung unverhältnismäßig und ihm deshalb nicht zumutbar ist.

Regeln die Parteien in einem gerichtlich protokollierten Vergleich, der die 
Auflösung des Arbeitsverhältnisses nach Ausspruch einer Kündigung zum 
Gegenstand hat, dass der Arbeitnehmer unwiderruflich unter Fortzahlung 
der Vergütung sowie unter Anrechnung auf etwaig noch offene Urlaubs- 
und Freizeitausgleichsansprüche bis zum Ende des Arbeitsverhältnisses 
freigestellt wird, werden in einem weiten Verständnis des Begriffs „Freizeitaus-
gleichsansprüche“ auch etwaige Ansprüche auf Überstundenvergütung erfasst.

Bei der Formulierung, Urlaubs- und Freizeitausgleichsansprüche sollten auf 
den Zeitraum der Freistellung angerechnet werden, handelt es sich um eine 
typische Formulierung in arbeitsgerichtlich protokollierten, im Wege eines 
Vergleichs zustandegekommenen Aufhebungsvereinbarungen. Die Vertrags-
parteien wollen damit erreichen, dass etwaige offene Urlaubsansprüche, die 
häufig streitig sind, ebenso wie sonstige Ansprüche auf Freizeitausgleich, 
mögen sie aus Arbeitszeitkonten oder erbrachten Überstunden folgen, in den 
Zeitraum der erfolgten Freistellung hineinfallen und verrechnet werden.

4. Kündigung – Anrechnung von Überstunden 
auf Freizeitausgleichsansprüche
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5. Beendigung einer Home-Office-Vereinbarung

Während der Corona-Pandemie haben viele Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
das Arbeiten im Home-Office oder mobiles Arbeiten vereinbart. Der Haupt-
unterschied zwischen diesen beiden Varianten ist der stationäre Arbeitsplatz. 
Im Home-Office gibt es einen festen Arbeitsplatz außerhalb des Betriebs, 
während bei der mobilen Arbeit die Arbeit nicht an einen bestimmten Ort 
gebunden ist. 

In einem vom Landesarbeitsgericht Hamm entschiedenen Fall wurde ver-
einbart, dass der Arbeitnehmer ab dem 1.7.2017 oder früher seine Arbeits-
leistung im Wesentlichen in seiner Wohnung (häusliche Arbeitsstätte) 
erbringen, aber nach Arbeitsbedarf auch in den Unternehmensräumen tätig 
werden sollte. Diese Vereinbarung konnte u.a. durch eine der beiden Parteien 
gekündigt werden. Am 28.1.2022 kündigte der Arbeitgeber die Vereinbarung 
zum 1.4.2022. Der Arbeitnehmer war damit jedoch nicht einverstanden. 

Vor Gericht bekam der Arbeitgeber Recht, da mit der Vereinbarung einer 
Tätigkeit im Home-Office der Ort der Arbeitsleistung festgelegt wurde. Damit 
ist nicht der Kernbereich des Arbeitsverhältnisses angesprochen, sondern ein 
Bereich, der dem Direktionsrecht des Arbeitgebers unterliegt.

6. Freiwillig Versicherte – Einkommen beider 
Eheleute für Beitragshöhe maßgeblich

Die Höhe der Krankenversicherungsbeiträge richtet sich nach den beitrags- 
pflichtigen Einnahmen. Bei einem freiwillig Versicherten ist dessen gesamte 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit zu berück-sichtigen. Ist dessen Ehegatte 
oder Lebenspartner nicht Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse (GKV), 
so sind auch dessen Einnahmen bei der Beitragsberechnung zu berücksichtigen. 
Dies gilt für alle freiwillig Versicherten, nicht nur für die hauptberuflich 
selbstständig Tätigen.

In einem vom Hessischen Landessozialgericht (LSG) entschiedenen Fall 
wehrte sich eine freiwillig bei einer GKV versicherte Frau gegen die 
Festsetzung ihrer Versicherungsbeiträge. Das Einkommen ihres privat 
krankenversicherten Ehemanns hätte bei der Berechnung nicht berück-
sichtigt werden dürfen. Die Krankenkasse hingegen verwies auf die sog. 
„Verfahrensgrundsätze Selbstzahler“, nach welchen auch das Einkommen 
des Ehegatten zu berücksichtigen ist. Die Richter des LSG bestätigten die 
Auffassung der Krankenversicherung.
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7. Höhere Mindestlöhne für Beschäftigte 
in der Altenpflege

Die Pflegekommission hat sich einstimmig auf höhere Mindestlöhne für 
Beschäftigte in der Altenpflege geeinigt. Danach steigen die Mindestlöhne ab 
dem 1.5.2024 in 2 Schritten. Die aktuelle Pflege-Mindestlohn-Verordnung 
ist noch bis 31.1.2024 gültig und beinhaltet die Erhöhung zum 1.12.2023.

Die Pflegekommission empfiehlt außerdem für Beschäftigte in der Altenpflege 
mit einer 5-Tage-Woche einen Anspruch auf zusätzlichen bezahlten Urlaub 
(jeweils 9 Tage im Kalenderjahr) über den gesetzlichen Urlaubsanspruch 
hinaus. Die Pflegekommission hat sich bei ihrer Empfehlung für eine Laufzeit 
bis 30.6.2026 ausgesprochen. Diese Empfehlung will das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales – wie in den Vorjahren – mit einer neuen Pflegemindest- 
lohn-Verordnung umsetzen.

8. Erlöschen eines Bestandsschutzes bei Umbau

Ein etwaiger Bestandsschutz kann erlöschen, wenn ein Wohnhaus angesichts 
der bereits durchgeführten Baumaßnahmen nicht mehr mit dem zuvor 
vorhandenen Altbestand identisch ist. Auch wenn die Ausmaße des Wohn-
hauses mit dem Altbestand identisch sind und die durchgeführten Arbeiten 
im Wesentlichen zum Zweck der Renovierung und Sanierung erfolgten, ver-
hindert dies im Übrigen nicht, das Wohnhaus als anders („aliud“) gegenüber 
dem Altbestand einzuordnen. Selbst dann, wenn Außenwände im Wesentlichen 
unverändert bleiben, kann ein Gebäude im Einzelfall durch zahlreiche, auch 
baugenehmigungsfreie Baumaßnahmen so sehr verändert werden, dass es 
einem Neubau gleicht.

So entschieden die Richter des Oberverwaltungsgerichts NRW gegenüber 
einem Bauherrn, dass ein rechtmäßiger Zustand allein durch eine vollständige 
Beseitigung des im Umbau befindlichen Wohnhauses erreicht werden könne, 
da ein etwaiger (formeller oder materieller) Bestandsschutz für den Altbestand 
im Zuge der Baumaßnahmen erloschen sei.

Pflegehilfskräfte
qualifizierte 
Pflegehilfskräfte
(mind. 1-jährige Ausbildung)

Pflegefachkräfte

ab 1.12.2023 14,15 € 15,25 € 18,25 €

ab 1.5.2024 15,50 € 16,50 € 19,50 €

ab 1.7.2025 16,10 € 17,35 € 20,50 €
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9. Anrechnung von Drittmitteln bei 
Mieterhöhung

Grundsätzlich kann ein Vermieter nach durchgeführten Modernisierungsmaß-
nahmen die jährliche Miete erhöhen. Kosten, die für Erhaltungsmaßnahmen 
erforderlich gewesen wären, gehören jedoch nicht zu den aufgewendeten 
Kosten und sind, soweit erforderlich, durch Schätzung zu ermitteln. Werden 
Modernisierungsmaßnahmen für mehrere Wohnungen durchgeführt, so sind 
die Kosten angemessen auf die einzelnen Wohnungen aufzuteilen. 

Für die Umsetzung der Mieterhöhung muss der Vermieter sein Mieterhöhungs- 
verlangen dem Mieter in Textform erklären. Die Erklärung ist nur wirksam, 
wenn in ihr die Erhöhung aufgrund der entstandenen Kosten berechnet 
und entsprechend erläutert wird. Kosten, die vom Mieter oder für diesen 
von einem Dritten übernommen oder die mit Zuschüssen aus öffentlichen 
Haushalten gedeckt werden, gehören nicht zu den aufgewendeten Kosten. 
Sie dürfen deshalb nicht bei der Erhöhung der Miete angesetzt und auf den 
Mieter umgelegt werden. 

Bei Deckung der Kosten für die Modernisierungsmaßnahme oder von laufen-
den Aufwendungen infolge der Modernisierungsmaßnahme durch zinsver-
billigte oder zinslose Darlehen aus öffentlichen Haushalten, durch Darlehen 
oder Mietvorauszahlungen des Mieters oder durch Leistungen eines Dritten 
für den Mieter sowie aus Mitteln der Finanzierungsinstitute von Bund und 
Ländern verringert sich der Erhöhungsbetrag. Die Pflicht zur Anrechnung 
dieser Drittmittel hat damit Bedeutung für den Umfang der vom Vermieter 
nach Durchführung der Modernisierung geforderten Mieterhöhung. Dem-
entsprechend muss der Vermieter eventuelle Drittmittel in seinem Miet-
erhöhungsverlangen plausibel darlegen.

10. Wohnrecht trotz Verkauf der Immobilie

Wenn der eine Ehegatte stirbt, möchte der andere Ehegatte meist im ehelichen 
Haus verbleiben. Darüber muss man sich Gedanken machen, wenn die Erben- 
gemeinschaft das Haus verkauft. 

So auch in einem Fall, den das Oberlandesgericht Oldenburg (OLG) zu ent-
scheiden hatte: Eine Frau war gemeinsam mit ihren beiden Töchtern Erbin 
ihres Ehemannes geworden. Man einigte sich mit dem Enkel der Frau über 
einen Verkauf des Hauses, das dem Verstorbenen gehört hatte. Die Groß-
mutter, ihre beiden Töchter und der Enkel einigten sich vor dem Verkauf, 
dass die damals Mitte 70-jährige Großmutter auch bei einer Übernahme des 
Hauses durch den Enkel in dem Haus wohnen bleiben dürfe (schuldrechtliches 
Wohnrecht). Es kam nicht zur Eintragung eines dinglichen Wohnrechts im 
Grundbuch. Der Enkel kündigte gegenüber seiner Großmutter nach ca. 1 ½ 
Jahren „das unentgeltliche Nutzungsverhältnis“ und verkaufte das Haus 
dann zum mehr als doppelten Preis.

Die OLG-Richter stellten klar, dass der Großmutter gegenüber dem Enkel ein 
schuldrechtliches Wohnrecht zusteht – also ein Wohnrecht, das nicht im 
Grundbuch eingetragen ist. Dies gilt trotz des Weiterverkaufs der Immobilie. 
Weil es sich nur um ein schuldrechtliches, nicht eingetragenes Wohnrecht 
handelt, wird die Großmutter dies gegenüber den neuen Käufern nicht geltend 
machen können. Angesichts des Verkaufs an das junge Ehepaar kämen aber 
jetzt möglicherweise Schadensersatzansprüche der Großmutter gegen den 
Enkel in Betracht.

Anmerkung: Vor diesem Hintergrund ist es ratsam, ein vereinbartes Wohn-
recht auch als dingliches Wohnrecht im Grundbuch eintragen zu lassen.
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Aktuelle Kanzlei-News

EHM zieht im November 2023 in den Bonner Bogen

Im 50. Jubiläumsjahr der Kanzlei ziehen wir in den Bonner Bogen. Damit 
bleiben wir unserem rechtsrheinischen Standort in Bonn-Beuel zwar treu, 
wechseln aber in hochmoderne Büroräume direkt am Rheinufer. Auf dem 
ehemaligen Gelände der Portland-Zementfabrik ist in den letzten Jahren ein 
attraktives Quartier zum Arbeiten und Leben entstanden.

Mit einem florierenden Hotel-, Gastronomie- und Dienstleistungszentrum 
und einer spektakulären, vielfältigen Architektur eingebettet in attraktiven 
Grünflächen ist der Bonner Bogen weit über die Stadtgrenzen bekannt. Wir 
freuen uns auf dieses neue, inspirierende Umfeld.

Die neue Kanzleianschrift ab 20.11.2023:
Eimer Heuschmid Mehle
Rechtsanwälte Partnerschaft mbB
Portlandweg 2
53227 Bonn

Alle Telefonnummern und E-Mail-Adressen bleiben unverändert.

Dr. Stefan Hiebl
Rechtsanwalt
Fachanwalt für Strafrecht
Tel.: +49 (0)228 62092-49
E-Mail: hiebl@ehm-kanzlei.de

mailto:hiebl%40ehm-kanzlei.de?subject=
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Basiszinssatz (§ 247 Abs. 1 BGB): 
seit 1.7.2023 = 3,12 % 
1.1. – 30.6.2023 = 1,62 %
1.7.2016. – 31.12.2022 = -0,88 % 
1.1.2015 – 30.6.2016 = -0,83 %

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: www.bundesbank.de und 
dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz (§ 288 BGB seit 1.1.2002): 
Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz +5 Prozentpunkte; 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz +8 Prozentpunkte;
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz +9 Prozentpunkte; 
zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex (2020 = 100):  
2023: August = 117,5; Juli = 117,1; Juni = 116,8; Mai = 116,5; 
April = 116,6; März = 116,1; Februar = 115,2; Januar = 114,3 
2022: Dezember = 113,2; November = 113,7; Oktober = 113,5;  
September = 112,7

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 
www.destatis.de – Zahlen und Fakten – Konjunkturindikatoren

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht 
ersetzen kann! Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, 
werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger und gewissenhafter 
Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.
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Eimer Heuschmid Mehle
Rechtsanwälte Partnerschaft mbB
Friedrich-Breuer-Straße 112 
53225 Bonn
Telefon +49 228 62092-0 
Fax +49 228 460708
kontakt@ehm-kanzlei.de
www.ehm-kanzlei.de
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